
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20343 

 02.07.2026 
 

Datum des Originals: 02.07.2026/Ausgegeben: 08.07.2026 

 

 
Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 7928 vom 8. Mai 2026 
des Abgeordneten Markus Wagner   AfD 
Drucksache 18/19151 
 
 
NRW kehrt Rechtsgrundsatz um und will Verbände instrumentalisieren 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In Nordrhein-Westfalen zeichnet sich eine Verwaltungspraxis im Waffenrecht ab, die grundle-
gende rechtsstaatliche Prinzipien in eine neue Richtung verschiebt und selbst erfahrene Inte-
ressenvertreter irritiert zurücklässt. Durch ein Informationsschreiben des Landeskriminalamtes 
Nordrhein-Westfalen an Verbände wird deutlich, dass behördliche Entscheidungen zur waf-
fenrechtlichen Zuverlässigkeit künftig maßgeblich davon abhängen sollen, ob betroffene Per-
sonen positive Kenntnis von bestimmten rechtlichen Vorgaben hatten. Grundlage hierfür sind 
Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts NRW, deren Auslegung dazu führt, dass feh-
lende Kenntnis unter Umständen vor nachteiligen Maßnahmen schützt. Damit entsteht faktisch 
eine Situation, in der Unwissenheit eine entlastende Wirkung entfalten kann.1 
 
Die entscheidende Frage verschiebt sich dadurch von der objektiven Rechtslage hin zum sub-
jektiven Wissensstand der Betroffenen. Kenntnis kann auf unterschiedlichen Wegen erlangt 
werden, zum einen durch direkte Informationen seitens der zuständigen Waffenbehörden, zum 
anderen indirekt über Dritte, etwa durch Mitteilungen von Verbänden an ihre Mitglieder. Genau 
hier setzt die Praxis des Landeskriminalamtes an, in deren Rahmen Verbände ausdrücklich 
aufgefordert werden, entsprechende Informationen weiterzugeben und so zur Verbreitung der 
relevanten Inhalte beizutragen. Diese Erwartungshaltung führt zu einer problematischen Rol-
lenverschiebung: Verbände geraten in die Position, Aufgaben zu übernehmen, die originär 
staatlichen Stellen obliegen. Sie sollen nicht nur informieren, sondern indirekt auch dazu bei-
tragen, die Voraussetzungen für mögliche spätere Maßnahmen gegen ihre eigenen Mitglieder 
zu schaffen. Dadurch entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen der Interessenvertretung 
gegenüber den Mitgliedern und einer faktischen Mitwirkung an staatlichen Eingriffen. Eine sol-
che Funktion widerspricht dem Selbstverständnis der Verbände ebenso wie ihrer rechtlichen 
Stellung.2 
 
Die Kritik fällt entsprechend deutlich aus. Es wird hervorgehoben, dass staatliche Stellen ihre 
Verantwortung für die Information der Betroffenen nicht auf externe Akteure verlagern dürfen. 
Insbesondere wird beanstandet, dass durch die Weitergabe solcher Informationen eine 

 
1 Vgl. https://www.vdb-waffen.de/de/service/nachrichten/aktuelle/02042026_nrw_kehrt_rechtsgrund-
satz_um_und_will_verbaende_instrumentalisieren.html. 
2 Ebenda. 
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Grundlage geschaffen werden könnte, auf deren Basis später Entzugsverfahren geführt wer-
den. Die Verbände würden damit unfreiwillig zu Instrumenten einer Verwaltungspraxis, die sie 
weder kontrollieren noch rechtlich verantworten können. Zusätzlich wird die rechtliche Tragfä-
higkeit der neuen Praxis infrage gestellt. Die Herleitung aus gerichtlichen Entscheidungen wird 
als problematisch angesehen, da sie sich offenbar auf nicht tragende Erwägungen innerhalb 
der Urteile stützt. Solche sogenannten obiter dicta besitzen keine bindende Wirkung, werden 
hier jedoch als Grundlage für weitreichende Eingriffe herangezogen. Daraus ergibt sich der 
Vorwurf, dass eine Entzugspraxis etabliert werden soll, die keine ausreichende gesetzliche 
Grundlage im Waffenrecht besitzt und daher als rechtswidrig einzustufen sein könnte.3 
 
Eine Mitwirkung an der Verbreitung entsprechender Informationen wird abgelehnt. Weder der 
konkrete Sachverhalt noch das behördliche Schreiben sollen an die Mitglieder weitergeleitet 
werden, um nicht Teil eines Vorgehens zu werden, das als rechtlich und systematisch bedenk-
lich angesehen wird. Stattdessen wird gefordert, dass die staatlichen Behörden selbst dafür 
Sorge tragen, dass Betroffene über relevante rechtliche Entwicklungen informiert werden, 
wenn sie diese Informationen zur Grundlage von Maßnahmen machen wollen. Die Entwick-
lung wird insgesamt als Ausdruck einer zunehmenden Verschiebung im Verhältnis zwischen 
Rechtsprechung und Verwaltung bewertet: Gerichtliche Entscheidungen fungieren nicht mehr 
lediglich als Orientierung, sondern werden aktiv genutzt, um Verwaltungspraxis zu gestalten 
und voranzutreiben. Dies führt zu einer wachsenden Unsicherheit und einem Eindruck von 
Eigenmächtigkeit innerhalb der Verwaltung, der das Vertrauen in die Verlässlichkeit rechtlicher 
Rahmenbedingungen beeinträchtigt. Gleichzeitig wird die Situation als politisch und institutio-
nell verfahren dargestellt. Ein Zurückrudern erscheine schwierig, da dies mit einem Gesichts-
verlust verbunden wäre. Umso wichtiger sei es, im Rahmen anstehender Überprüfungen und 
Evaluierungen auf eine Korrektur dieser Entwicklung hinzuwirken. Ziel bleibt ein Waffenrecht, 
das klar, praktikabel, rechtssicher und für die Betroffenen verständlich ist, ohne auf indirekte 
oder zweifelhafte Mechanismen der Rechtsdurchsetzung zurückzugreifen. In einem System, 
in dem fehlende Kenntnis vor Sanktionen schützen kann und Information zur potenziellen 
Grundlage eigener Nachteile wird, erhält Unwissenheit einen paradoxen Schutzcharakter. 
Dass eine solche Konstellation in einem Rechtsstaat überhaupt denkbar ist, wirft grundlegende 
Fragen nach der Ausgestaltung und Anwendung staatlicher Befugnisse auf.4 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 7928 mit Schreiben vom 2. Juli 2026 namens 
der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie rechtfertigt die Landesregierung die faktische Umkehrung des Rechtsgrund-

satzes „Unwissenheit schützt nicht vor Strafe“, wonach künftige Entscheidungen 
zur waffenrechtlichen Zuverlässigkeit maßgeblich vom subjektiven Kenntnisstand 
der betroffenen Bürger (statt von der objektiven Rechtslage) abhängen sollen? 

 
Den angeblichen Rechtsgrundsatz, wonach „Unwissenheit nicht vor Strafe schützt“, gibt es in 
der deutschen Rechtsordnung nicht. So lässt die Unkenntnis tatsächlicher Umstände eine 
Strafbarkeit wegen vorsätzlichen Handelns entfallen (§ 16 StGB), und bei Vorliegen eines Ver-
botsirrtums kann eine Strafe lediglich dann verhängt werden, wenn dieser vermeidbar war (§ 
17 StGB). Entsprechendes gilt im Ordnungswidrigkeitenrecht (§ 11 OWiG). 
Im Waffenrecht als Teil des besonderen Verwaltungsrechts gelten aber ohnehin andere ge-
setzliche Zielsetzungen und Maßstäbe. So geht es namentlich bei der waffenrechtlichen Zu-
verlässigkeit nach § 5 des Waffengesetzes (WaffG) nicht um eine Sanktionierung begangenen 

 
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
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Fehlverhaltens, sondern um die zukunftsbezogene Prognose, ob damit gerechnet werden 
kann, dass sich eine Inhaberin bzw. ein Inhaber einer waffenrechtlichen Erlaubnis trotz etwai-
ger objektiv verwirklichter Normverstöße künftig so verhalten wird, dass er das Vertrauen ver-
dient, jederzeit und in jeder Hinsicht ordnungsgemäß mit Waffen umzugehen. Diese Beurtei-
lung richtet sich im Rahmen des § 5 WaffG nach einem differenzierten System von Tatbestän-
den, in denen diese Prognose teilweise bereits gesetzesunmittelbar getroffen, teilweise aber 
auch der Administrative zugewiesen wird, die sie aufgrund einer Gesamtschau aller Umstände 
zu treffen hat. In diesem Rahmen kommt der Frage der subjektiven Vorwerfbarkeit eines ob-
jektiven Normverstoßes Bedeutung zu, die wiederum vom Kenntnisstand des Betroffenen ab-
hängig ist.  
 
 
2. Warum fordert das Landeskriminalamt die Verbände ausdrücklich auf, behördli-

che Informationen an ihre Mitglieder weiterzuleiten, obwohl diese Weitergabe die 
Grundlage für spätere Entzugsverfahren gegen ebendiese Mitglieder schaffen 
soll?  

 
Adressatinnen und Adressaten der Rundverfügung des Landeskriminalamtes Nordrhein-
Westfalen (LKA) aus März 2026 waren die Kreispolizeibehörden. Es ist üblich und durch die 
Verbände auch gewünscht, über die für ihre Mitglieder relevanten Rundverfügungen unterrich-
tet zu werden. Hierbei handelt es sich um eine reine informatorische Serviceleistung. Demge-
mäß hat das LKA die Rundverfügung an den Landesjagdverband und die Schießsportver-
bände übersandt und dabei folgende Formulierung gewählt: „zu Ihrer Kenntnisnahme und ggf. 
Information Ihrer Mitglieder“, womit eine Weiterleitung anheimgestellt, nicht aber dazu ver-
pflichtet wird.  
Sollten einzelne Verbände nicht mehr an einer Überlassung interessiert sein, können sie dies 
jederzeit gegenüber dem LKA äußern.  
 
Derjenige Verband, der die Verfahrensweise gegenüber dem LKA beanstandet hat, ist nicht 
Empfänger der Rundverfügung gewesen.  
 
 
3. Aus welchen Gründen verlagert somit die Landesregierung mit dieser Maßnahme 

eine originär staatliche Informations- und Aufklärungspflicht auf private Interes-
senvertretungen? 

 
Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.  
 
 
4. Wie begründet die Landesregierung die Heranziehung von nicht tragenden Erwä-

gungen (obiter dicta) aus Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts NRW als 
vermeintliche Rechtsgrundlage für diese neue Entzugspraxis, obwohl solche 
Passagen keine bindende Wirkung haben und eine ausreichende gesetzliche 
Grundlage im Waffenrecht fehlt?  

 
Die Landesregierung hat sich nicht auf obiter dicta des Oberverwaltungsgerichts für das Land 
Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) gestützt. Vielmehr hat das OVG NRW in seinen Entschei-
dungen die bestehenden waffenrechtlichen Regelungen, die für jeden betroffenen Rechtsun-
terworfenen unmittelbar gelten, ausgelegt und ihren objektiven Normgehalt festgestellt. Aus-
gehend davon sind die Waffenbehörden kraft Gesetzes gehalten, bei festgestellten Normver-
stößen Betroffene auf ihre waffenrechtliche Zuverlässigkeit hin zu überprüfen und je nach de-
ren Ergebnis die waffenrechtliche Erlaubnis zu widerrufen.  


